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Die Grundfinanzierung der deutschen 
Hochschulen, gemessen an den laufen-
den Grundmitteln, ist im Jahrzehnt 
2004–2013 im Länderdurchschnitt um 
29 Prozent gestiegen. Sie hat sich in 
diesem Zeitraum – entgegen einer land-
läufigen Wahrnehmung – in 15 Ländern 
nominal, in 14 Ländern auch real (d.h. 
unter Berücksichtigung paralleler Kostensteigerungen) verbessert.1 Aller-
dings verteilt sich diese Entwicklung sehr ungleich über die Bundeslän-
der. Nahmen die Grundmittel im hier betrachteten Jahrzehnt in Sachsen 
nominal um 5,6 Prozent zu und waren sie in Berlin im Minusbereich, so 
ist für Hamburg ein Aufwuchs von 85 Prozent zu notieren.  
Da Haushaltsentscheidungen Parlamentsbeschlüsse, also politische 
Entscheidungen sind, liegt eine Vermutung nahe: Es hängt wesentlich 
von den jeweiligen politischen Mehrheiten ab, welche Bedeutung der 
Hochschulfinanzierung zugewiesen wird. Dies soll im folgenden geprüft 
werden: Ist es relevant für die Hochschulfinanzierung, wer ein Bundes-
land regiert?2 
Um gegebenfalls rasch wechselnde Regierungskonstellationen einzu-
fangen, wird die Betrachtung für ein Jahrzehnt vorgenommen und werden 
                                                          
1 Die Daten und ihre jeweiligen Quellen sind detailliert dargestellt in Baumgarth/Henke/ 
Pasternack (2016). 
2 Die folgende Darstellung ist die ausführliche Fassung eines Kurzartikels, der 2017 veröf-
fentlicht wurde (Henke/Pasternack 2017). Im folgenden wird die Argumentation mit weite-





vereinfachte Ländergruppen entsprechend der politischen Konstellationen 
gebildet, die innerhalb dieses Jahrzehnts jeweils dominierten. Die unab-
hängigen, also erklärenden Variablen sind in dieser Betrachtung die par-
teipolitischen Zusammensetzungen der Landesregierungen, die abhängi-
gen, also erklärungsbedürftigen Variablen sind verschiedene Hochschul-
finanzierungstatbestände.  
1. Ländergruppen nach Regierungszusammensetzungen 
Um die Ländergruppen zu bilden, wird grundsätzlich unterschieden zwi-
schen unionsdominierten und SPD-dominierten Landesregierungen. Mit 
diesen beiden Hauptländergruppen soll die Frage beantwortet werden, ob 
es einen Unterschied für die Hochschulfinanzierung macht, wer regiert. 
Nicht genauer betrachtet werden hier die Beteiligungen weiterer Parteien 
an den Landesregierungen, da deren jeweilige Fallzahlen zu gering sind, 
um daraus Schlüsse ziehen zu können.3 
Es werden jeweils zeitliche Schwellenwerte für die Mindestbeteili-
gung einer Partei an einer Landesregierung genutzt. Demnach müssen 
Union oder SPD in mindestens zwei Drittel des betrachteten Jahrzehnts 
alleinige oder stärkste Regierungspartei gewesen sein, um hier das be-
treffende Land der Ländergruppe „unionsdominiert“ oder „SPD-domi-
niert“ zuordnen zu können. Bei großen Koalitionen – CDU und SPD bil-
deten in mindestens der Hälfte des betrachteten Jahrzehnts in vier Län-
dern gemeinsam die Regierung – ist der größere Regierungspartner aus-
schlaggebend für die Zuordnung zu einer Ländergruppe. Nordrhein-
Westfalen wird den SPD-dominierten Ländern zugeordnet.4 Es ergeben 
sich so für 2004–2013 zehn unionsdominierte und sechs SPD-dominierte 





                                                          
3 Mindestens die Hälfte des betrachteten Jahrzehnts waren die FDP an vier Landesregierun-
gen, die Grünen an zwei und die Linke an einer Regierung beteiligt. 
4 Das herangezogene Jahrzehnt begann und endete dort mit SPD-dominierten Regierungen 
(insgesamt fünf Jahre). Die zwischenzeitliche CDU-dominierte Regierung (gleichfalls fünf 
Jahre) war insofern eingerahmt und in Hochschulfinanzierungsbelangen durch Pfadabhän-

























































Zunächst kann elementar geprüft werden, wie sich die laufenden Grund-
mittel für die Hochschulen in den Landeshaushalten entwickelt haben. 
Dazu stellen wir die Daten der Jahre 2004 und 2013 gegenüber und ord-
nen die 16 Länder in Quintile ein, welche die länderdurchschnittliche Ab-
weichung des 2013-Wertes gegenüber 2004 zugrundelegen. Jedes Land 
lässt sich so einer von fünf Ranggruppen zuordnen: stark überdurch-
schnittliche, überdurchschnittliche, durchschnittliche, unterdurchschnittli-
che und stark unterdurchschnittliche Entwicklung der laufenden Grund-
mittel. Im Anschluss werden die Länder gemäß der gebildeten Länder-























Es ergibt sich:  
 Vier der zehn unionsdominierten Länder, d.h. 40 Prozent dieser Grup-
pe, haben ihre Hochschulgrundmittel gegenüber dem Mittelwert aller 
16 Länder (29 %) stark überdurchschnittlich bzw. überdurchschnitt-
lich gesteigert.  
 Bei den SPD-dominierten Ländern sind dies zwei von sechs, also 33 






Allerdings sind beide Ländergruppen auch gut in den jeweils entgegenge-
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der Betrachtung durchaus sagen: Es scheint für Hochschulen geringfügig 
besser zu sein, in einem unionsdominierten Land zu liegen. 
Eine andere Beobachtung scheint dies zu bestätigen: Die laufenden 
Grundmittel enthalten die vom Bund zugeschossenen Mittel für den 
„Hochschulpakt 2020“, die als Durchlaufmittel über die Landeshaushalte 
an die Hochschulen fließen. Sie erscheinen daher optisch als Landesmit-
tel, sind es aber nicht. Im Durchschnitt der Länder wurden die realisierten 
Grundmittelaufwüchse im betrachteten Jahrzehnt zu rund der Hälfte 
durch diese Hochschulpaktmittel des Bundes gedeckt. Allerdings gibt es 
auch dabei beträchtliche Unterschiede. Vor allem Hamburg, Hessen, Nie-
dersachsen und Rheinland-Pfalz haben ihre laufenden Grundmittel über-
wiegend aus eigenen Mitteln gesteigert: Der Anteil der Bundeszuschüsse 
des Hochschulpakts an den Aufwüchsen lag dort jeweils bei etwa 25 Pro-
zent, d.h. rund 75 Prozent wurden aus eigener Kraft erbracht. In der Län-
dergruppenbetrachtung: drei unionsdominierte Länder und ein SPD-do-
miniertes. 
Doch sagt die schlichte Steigerung der Grundmittel nur wenig darüber 
aus, inwieweit gleichzeitig gestiegene Anforderungen an die Hochschu-
len ausfinanziert wurden. Die bedeutsamste Anforderungssteigerung er-
gab sich daraus, dass im betrachteten Jahrzehnt die Zahl der Studierenden 
stark angewachsen ist – bundesweit um 28 Prozent. Bei 29 Prozent län-
derdurchschnittlichem Grundmittelaufwuchs sind damit die nominalen 
Grundmittel pro Student geringfügig um ein Prozent gestiegen. 
Werden die Länder im einzelnen betrachtet, so überstieg das Wachs-
tum der Studierenden in fünf Ländern das der Grundmittel: In Baden-
Württemberg, Berlin, NRW, Saarland und Schleswig-Holstein wurde 
2013 weniger Geld pro Student ausgegeben als zehn Jahre zuvor. Berück-
sichtigt man zudem die Kostensteigerungen in diesem Zeitraum, dann 
sanken die realen Hochschulausgaben (laufende Grundmittel pro Student 
in Preisen von 2004) in zwölf Bundesländern. Lediglich in Brandenburg, 
Bremen, Hamburg und Rheinland-Pfalz wurde auch kostenbereinigt 2013 
mehr ausgegeben als 2004. In der Realwert-Berechnung sind die Ausga-
ben je Studierendem im Länderdurchschnitt seit 2004 um etwa 900 Euro (–
12 %) gesunken. 
Zudem wären die nominellen Veränderungen der laufenden Grund-
mittel pro Student zwischen den Bezugsjahren 2004 und 2013 ohne die 
Bundesbeteiligung qua Hochschulpakt in zehn Ländern negativ und nur 
in sechs positiv ausgefallen. Mit dem Hochschulpakt entwickelte sich 
diese Größe zumindest in elf der 16 Bundesländer positiv. 
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Wie stellt sich das nun in der Betrachtung nach politischen Länder-
gruppen dar? Werden die nominalen Grundmittelentwicklungen zugrunde 
gelegt, so zeigt sich:  
 In den unionsdominierten Ländern wurden die Ausgaben pro Student 
in fünf Ländern oberhalb des bundesweiten Mittelwerts von 547 Euro 
gesteigert und in vier Ländern unterdurchschnittlich gesteigert.  
 Dagegen weisen hier vier der SPD-dominierten Länder überdurch-
schnittliche und zwei eine unterdurchschnittliche Entwicklung auf. 


























Zugleich ist jedoch anzumerken, dass es eine Reihe von Ländern gibt, die 
zwar keine bedeutsame Steigerung oder aber ein Absinken der Ausgaben 
pro Student realisiert haben, die aber dennoch nach wie vor über dem 
Länderdurchschnitt liegen. Der Grund dafür ist das jeweilige hohe Aus-
gangsniveau. Diese Länder sind Baden-Württemberg, Hamburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Niedersachsen, das Saarland, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen, also: sechs unionsdominierte und ein SPD-dominiertes. 
Zwischenfazit an diesem Punkt der Betrachtung:  
 Erstens waren von den acht Ländern, die höhere Steigerungen der 
Grundmittel pro Student als der Länderdurchschnitt realisieren konn-








 Zweitens sind von den sieben Ländern, die 2013 unabhängig von zu-
vor realisierten Steigerungsraten über dem Durchschnitt der Länder 
bei den Grundmitteln pro Student liegen, sechs unionsdominiert und 
eines SPD-dominiert.  
 Drittens waren die fünf Länder, in denen die Ausgaben pro Student 
stärker als im Bundestrend zurückgegangen sind, drei unionsdomi-
niert (Baden-Württemberg, Saarland, Schleswig-Holstein) und zwei 
SPD-dominiert (Berlin, Nordrhein-Westfalen) – und damit jeweils ein 
Drittel der beiden Ländergruppen.  
Eine Tendenz, wie sich hier nun die eine oder die andere politische Fär-
bung der Landesregierungen auswirkt, lässt sich diesen disparaten Ergeb-
nissen nicht ablesen.   
3. Statistische Prüfung: Varianzanalyse 
Um ein abgesicherteres Bild zu bekommen, kann man für die Gruppen 
der unions- bzw. SPD-dominierten Bundesländer jeweils eigene Mittel-
werte bilden und diese mit dem Gesamtmittel für alle Länder vergleichen. 
Insgesamt betrug der Aufwuchs der Grundmittel, wie erwähnt, länder-
durchschnittlich 29 Prozent. In den unionsdominierten Ländern waren es 
34 und in den SPD-dominierten Ländern 24 Prozent. Das wirkt recht ein-
deutig zugunsten der unionsdominierten Länder. Allerdings sind beide 











Bei der Entwicklung der laufenden Grundmittel pro Student 2004-
2013 betrug das Mittel der SPD-dominierten Länder +297 Euro gegen-
über einem Mittel mit +697 Euro in den unionsdominierten Ländern (bei 
einer bundesweiten durchschnittlichen Entwicklung von +547 Euro). 
Aber auch hier gilt wieder: Zugleich sind beide Ländergruppen über alle 
Quintile verteilt. Sowohl in rot als auch schwarz dominierten Ländern 
gibt es Ausreißer nach oben wie unten, etwa wenn man Berlin und Rhein-
land-Pfalz vergleicht (Rot) oder Sachsen mit Hamburg (Schwarz).  
Diese gruppeninternen Varianzen werfen die Frage auf, ob hier ein-
deutige Tendenzaussagen zur Wirksamkeit politischer Färbungen von 
Landesregierungen zulässig sind oder ob einzelne Bundesländer den 
Gruppenmittelwert stark nach oben bzw. unten ziehen. Die Einzelwerte 
der unions- und der SPD-dominierten Bundesländer wurden deshalb einer 
Varianzanalyse unterzogen. Im Kern geht es dabei darum, eines festzu-
stellen: Sind die Schwankungen der Einzelwerte um den Mittelwert in-
nerhalb einer Gruppe hinreichend geringer als zwischen den Gruppen, 
d.h. gehören die Gruppenmittelwerte tatsächlich zwei unterscheidbaren 
Gruppen an?  
Da die beiden Gruppen nicht aus Zufallsstichproben gebildet worden 
sind, reicht hierfür der sonst übliche Zweistichproben-t-Test nicht mehr 
aus, weil die dafür erforderliche gleiche Varianz der Gruppen nicht ge-
währleistet werden kann. Etwas robuster ist der Welch-Test, der ohne 
diese Annahme auskommt. Die für solche Prüfstatistiken zu treffende 
Nullhypothese ist, dass die Mittelwerte beider Gruppen gleich sind. Der 
Welch-Test ermittelt, ob sich die Mittelwerte der beiden Gruppen signifi-
kant unterscheiden. Dies kann dann behauptet werden, wenn die Teststa-
tistik hinreichend hoch ausfällt (für diesen Test über rd. 5). Damit wären 
die Unterschiede zwischen den Gruppen größer als innerhalb der Grup-
pen. Ist dies nicht der Fall, unterscheiden sich die errechneten Mittelwerte 
beider Ländergruppen statistisch gesehen nur zufallsbedingt. Fällt dage-
gen die Test-Statistik hoch genug aus, so kann ohne Risiko von einem 
signifikanten Unterschied der Mittelwerte ausgegangen werden, d.h. der 
parteipolitischen Zuordnung kann ein struktureller Einfluss auf das be-
trachtete Merkmal zugeschrieben werden.  
Wird diese Prüfung für die Kennzahlen Grundmittelentwicklung so-
wie Grundmittelentwicklung pro Student durchgeführt, so kann solch ein 
Unterschied allerdings nicht bestätigt werden (Übersicht 6). Das heißt: 
Die Streuungen der Einzelwerte innerhalb der beiden Gruppen sind so 
hoch, dass die errechneten Mittelwerte beider Ländergruppen sich statis-
tisch gesehen nur ‚zufällig‘ voneinander unterscheiden. 
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Auf diese Weise erklärt sich z.B. folgende Doppelbeobachtung: Ei-
nerseits betrug die durchschnittliche nominale Grundmittelsteigerung pro 

















nierten Ländern aber nur 297 Euro. Andererseits haben dennoch relativ 
mehr SPD-dominierte als unionsdominierte Länder (67 % bzw. 50 % der 
jeweiligen Gruppe) ihre Grundmittel pro Student oberhalb des Länderge-
samtdurchschnitts von 547 Euro gesteigert. Der Gruppenmittelwert wird 
in den SPD-dominierten Ländern aber durch im Vergleich sehr starke 
Einbrüche in Berlin (–1.134 Euro) und NRW (–1.207 Euro) nach unten 
gezogen. Ohne diese beiden läge der Mittelwert der SPD-dominierten 
Länder hingegen bei 1.031 Euro nominalem Wachstum der Grundmittel 
je Student (statt bei 297 Euro). 
Auch bei der Entwicklung der nominalen Hochschulfinanzierung (oh-
ne Relation zur Studentenzahl) fallen die Unterschiede zwischen den 
Gruppenmittelwerten recht hoch aus. Hier ist dies durch die starke Erhö-
hung in Hamburg (+84 % von 2004 bis 2013) bedingt. Würde man dieses 
Land herausrechnen, betrüge der Mittelwert der unionsdominierten Län-
der lediglich 26 Prozent nominale Grundmittelsteigerung (statt 36 %). 
Für die hier behandelte Fragestellung heißt das: Wenn die Länder-
gruppenunterschiede in der Hochschulfinanzierungsdynamik (gemessen 
über ein Jahrzehnt) und der Bedarfsfinanzierung im Hochschulsektor (ge-
messen in Euro pro Student) betrachtet werden, dann ergeben sich zwar 
im Vergleich der Mittelwerte der beiden Ländergruppen „unionsdomi-
niert“ und „SPD-dominiert“ deutliche Unterschiede. Doch verschwinden 
diese, sobald eine statistische Prüfung durchgeführt wird: Ihr zufolge gibt 
es im betrachteten Zeitraum keine strukturell unterschiedlichen Hoch-
schulfinanzierungsentwicklungen, die aus den politischen Färbungen der 
Landesregierungen erklärbar wären.  
die hochschule 1–2/2018 228 
Der Hauptgrund für die Differenz zwischen Durchschnitts- und vari-
anzanalytischem Vergleich ist, dass Ausreißer den Durchschnitt stark ver-
zerren, sie in der statistischen Analyse hingegen eine wesentliche Ursa-
che der Nichtsignifikanz der Ergebnisse sind.5  
Betrachtet man aber nicht die Entwicklung des Jahrzehnts 2004–2013, 
sondern den absoluten Wert der Hochschulfinanzierung pro Student.in 
2013, dann liegt Niedersachsen deutlich vorn und vier weitere Länder, 
die dicht beieinander liegen, folgen: Hamburg, Saarland, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen. Keines dieser Länder war im Zeitraum 2004 bis 2013 
SPD-dominiert. In den Ranggruppenvergleichen spiegelt sich dies eben-
so. Während in den unionsdominierten Ländern fünf überdurchschnittli-
che Hochschulausgaben pro Student.in aufwiesen, waren zwei Länder 
dieser Gruppe unterdurchschnittlich (Hessen und Sachsen). Dagegen 
schneidet ein SPD-dominiertes Land überdurchschnittlich ab (Mecklen-
burg-Vorpommern), die übrigen fünf unterdurchschnittlich. Dies zeigt 
sich auch in den Gruppenmittelwerten, die sich statistisch signifikant 
(Welch-Teststatistik bei 8,3) voneinander unterscheiden: In den unions-
dominierten Ländern wurden 7.986 Euro pro Student.in ausgegeben, in 
den SPD-dominierten hingegen 6.892 Euro. 
Nun ist die Hochschulfinanzierung aber auch in Kontexte eingeord-
net. Diese zu ignorieren, kann zu verzerrten Interpretationen führen. Des-
halb ist eine kontextualisierte Betrachtung vonnöten. Dazu im folgenden. 
4. Hochschulfinanzierung im Verhältnis zur sozioökonomischen 
Situation 
Die deutschen Bundesländer unterscheiden sich deutlich hinsichtlich ihrer 
Größe (Fläche und Einwohnerzahl), Wirtschaftskraft, Lagegunst, interner 
regionaler (Un-)Einheitlichkeit und historischer Entwicklung der Hoch-
schulsysteme mit entsprechenden Strukturdifferenzen (insbesondere hin-
sichtlich der quantitativen Relationen von Universitäten – HAWs sowie 
von Natur-/Ingenieur- und Sozial-/Geisteswissenschaften). Um solche Un-
terschiede in die Bewertung einbeziehen zu können, lassen sich die Hoch-
schulausstattungen vor allem ins Verhältnis zur wirtschaftlichen Leis-
                                                          
5 Da aber Ausreißer als Teile beider Gruppen vorkommen, d.h. weder außergewöhnlich 
noch bei nur einer der zwei Ländergruppen anzutreffen sind, gibt es keinen Grund, sie nicht 
als Teil der empirischen Grundgesamtheit zu behandeln. 
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tungskraft der Länder, gemessen am BIP, und ihrer Größe, gemessen an 
der Einwohnerzahl, setzen.6  
In dieser Betrachtung ergeben sich auch einige kontraintuitive Infor-
mationen (Übersicht 7):  
 Vier Länder weisen im Verhältnis zu ihrem jeweiligen BIP überdurch-
schnittliche Hochschulausgaben auf: Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen. Neben dem hoch verschuldeten Berlin 
sind das drei ostdeutsche Flächenländer. Diese setzen also im Verhältnis 
zu ihrer vergleichsweisen wirtschaftlichen Leistungsschwäche einen 
Ausgabenschwerpunkt im Hochschulbereich. Die politische Prägung der 
Regierung scheint hier zunächst kein Faktor zu sein, da sowohl „uni-
onsdominiert“ als auch „SPD-dominiert“ jeweils zweimal vertreten sind. 
Allerdings schneiden bei der Betrachtung der Hochschulausgaben nach 
Wirtschaftskraft insgesamt – also für alle 16 Länder – mehr SPD-domi-
nierte Länder überdurchschnittlich als unterdurchschnittlich ab, während 
es bei unionsdominierten Ländern genau umgekehrt ist. Letztlich ergibt 
sich bei den Mittelwerten der beiden Gruppen indes kein statistisch signi-
fikanter Unterschied, d.h. die nominelle Differenz der errechneten Mittel-
werte für SPD-dominierte bzw. unionsdominiert Länder ist auch hier 
nach Welch-Test nur zufällig verschieden. 
 Dagegen sind die Hochschulausgaben (lfd. Grundmittel) pro Einwoh-
ner noch einmal anders verteilt: Hier geben die Stadtstaaten Berlin, Bre-
men und Hamburg am meisten aus. Am unteren Ende liegen bei diesem 
Vergleich Brandenburg,7 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Schles-
wig-Holstein und Thüringen. Die politische Prägung der Regierungen 
scheint hier insofern relevant, da insgesamt mehr SPD-dominierte Länder 
überdurchschnittlich als unterdurchschnittlich abschneiden und bei den 
unionsdominierten Ländern die Verteilung anders herum ist. Doch auch 
hier ergibt sich kein statistisch signifikanter Unterschied bei den Mittel-
werten der beiden Gruppen; deren Differenz ist statistisch betrachtet rein 
zufällig.  
                                                          
6 Um weitere der o.g. Differenzen zwischen den Ländern einzubeziehen, ließen sich z.B. die 
Anteile der Hochschulausgaben an den Gesamthaushalten der Länder oder die Relationen 
von Ausgaben für Lehre und für Forschung – und hier wiederum die Entwicklungen auf der 
Zeitachse – betrachten. Wir belassen es hier bei den beiden zentralen Indikatoren „wirt-
schaftliche Leistungskraft“ und „Landesgröße“ wesentlich aus Gründen der Übersichtlich-
keit. 
7 was jedoch nicht daran liegt, dass es keine eigene Hochschulmedizin hat. Auch wenn man 
eine Betrachtung ohne die Ausgaben der Länder für Hochschulmedizin anstellt, ist Bran-
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Unterstes  1  1  2  4 
Länder‐  0,70  30  225  7.576 
unionsdominiert‐  0,67  28  219  7.986 
SPD‐dominiert‐  0,74  34  233  6.892 
Welch‐Test 
(>5=signifikant) 
1,044  1,574  0,171  8,293 
Übersicht 8: Laufende Grundmittel pro Kopf der Bevölkerung: über‐ und 
unterdurchschnittliche Länder (2013) 






















Setzt man die Hochschulfinanzierung pro Kopf der Bevölkerung und den 
Anteil der Hochschulaufwendungen am Bruttoinlandsprodukt ins Ver-
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hältnis zur wirtschaftlichen Potenz der Länder, gemessen am BIP, so las-
sen sich Kontraste feststellen:  
 Die Stadtstaaten sind wirtschaftsstark (Hamburg) bzw. wirtschaftlich 
eher schwach (Berlin, Bremen), aber alle drei sind pro-kopf-bezogen 
deutlich überdurchschnittlich bei ihren Hochschulausgaben.  
 Die süddeutschen Länder Bayern und Baden-Württemberg sind über-
durchschnittlich wirtschaftsstark und realisieren leicht unterdurch-
schnittliche (Baden-Württemberg) bzw. deutlich unterdurchschnittli-
che (Bayern) Hochschulausgaben, gemessen an ihrer Einwohnerzahl 
und dem Hochschulausgabenanteil am BIP.  
Parteipolitisch ist das aber kaum zuzurechnen, da diesbezüglich auch die 
zwischen diesen Kontrastfällen liegenden Länder kein Muster aufweisen. 
5. Fazit und Diskussion 
Aus unseren Berechnungen lassen sich vor allem drei Aspekte hervorhe-
ben: 
 In den Dynamiken der Hochschulfinanzierung im Zehnjahreszeitraum 
unterschieden sich die beiden Gruppen „unionsdominiert“ und „SPD-
dominiert“ kaum.  
 In Relation zu sozioökonomischen Merkmalen ließen sich strukturelle 
Unterschiede nach politischer Färbung der Regierung nicht eindeutig 
feststellen – die Ergebnisse sind uneindeutig.  
 Hingegen bestehen bei statistischer Betrachtung der Situation im Jahr 
2013 strukturelle Unterschiede nach Parteienfärbung im Hinblick auf 
die Ausstattung pro Student.in.  
Die Einbeziehung sozioökonomischer Merkmale zeigt, dass die Größe 
und Wirtschaftskraft der einzelnen Bundesländer keine zuverlässigen De-
terminanten zur Erklärung der Unterschiede in den Finanzierungen der 
Landeshochschulsysteme sind: 
 Vier Länder münzen ihre wirtschaftliche Leistungsstärke, die über 
dem Bundesdurchschnitt liegt, nicht in eine entsprechend überdurch-
schnittliche Hochschulfinanzierung um (Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Nordrhein-Westfalen).  
 Sieben Länder setzen bei der Hochschulfinanzierung insofern einen 
Ausgabenschwerpunkt, als sie bei den Hochschulausgaben in einer 
höheren Ranggruppe angesiedelt sind, als dies ihre wirtschaftliche 
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Leistungskraft erwarten lassen würde (Berlin, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen). 
 In fünf Bundesländern entspricht deren wirtschaftliche Leistungsstär-
ke ihrer relativen Position bei der Hochschulfinanzierung (Branden-
burg, Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Hol-
stein).  
Das heißt, in einem Drittel aller Länder entspricht deren Hochschul-
finanzierung in etwa dem Erwartungswert, zu dem man gelangt, wenn die 
wirtschaftliche Leistungskraft als zentrale Bedingung der Hochschul-
ausstattungen unterstellt wird – während zwei Drittel aller Länder in die-
ser Hinsicht entweder negativ oder positiv vom Erwartungswert abwei-
chen.  
Übertragen auf die parteipolitischen Zusammensetzungen der Landes-
regierungen stellt sich das so dar:  
 Die Länder, die ihre überdurchschnittliche wirtschaftliche Leistungs-
stärke nicht in eine entsprechend überdurchschnittliche Hochschulfi-
nanzierung ummünzen, waren drei unionsdominierte und ein SPD-do-
miniertes.  
 Unter den fünf Bundesländern, deren Position bei der Hochschulfi-
nanzierung ihrer wirtschaftlichen Leistungsstärke entspricht, waren 
drei unionsdominierte und zwei SPD-dominierte.  
 Von den sieben Ländern, deren Hochschulfinanzierung höher ist, als 
dies ihre wirtschaftliche Leistungskraft erwarten ließe, waren vier 
unionsdominiert und drei SPD-dominiert. 
Da in dem von uns betrachteten Jahrzehnt zehn Länder unionsdominiert 
und sechs Länder SPD-dominiert waren, müssen für eine angemessene 
Bewertung die Gruppengrößen berücksichtigt werden. Dazu können die 
absoluten Häufigkeiten der Länder in Prozentwerte übertragen werden 
(Übersicht 9). Es ergibt sich: 
 Die Hälfte der SPD-dominierten Länder liegt oberhalb des Gesamt-
durchschnitts aller Länder für die Kennzahlen Anteil Hochschulfinan-
zierung am Landes-BIP, Relation Studierende zu Bevölkerung und 
Hochschulfinanzierung pro Kopf der Bevölkerung. Bei der nominalen 
Hochschulfinanzierung pro Student.in sind es hingegen nur 17 Pro-
zent der SPD-dominierten Länder.  
 Dagegen ist zwar die Hälfte die unionsdominierten Länder überdurch-
schnittlich in Bezug auf die nominale Hochschulfinanzierung pro Stu-
dent. Gemessen am Anteil der Hochschulfinanzierung am Landes-
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BIP, der Relation Studierende zu Bevölkerung und der Hochschulfi-
nanzierung pro Kopf der Bevölkerung liegen aber nur 30 Prozent der 


























darüber  30 %  30 %  30 %  50 % 
darin  10 %  20 %  20 %  30 % 




darüber  50 %  50 %  50 %  17 % 
darin  33 %  17 %  17 %  0 % 
darunter  17 %  33 %  33 %  83 % 
 
In dieser Betrachtung lässt sich sagen: Die Hochschulfinanzierung in uni-
onsdominierten Ländern ist weniger an der Bevölkerungsgröße und dem 
Wohlstand orientiert, sondern an der Größe des Hochschulsystems, wäh-
rend es bei SPD-dominierten Ländern anders herum ist. Die Deutungen 
dessen können verschieden ausfallen: 
 So ließe sich aus der im Vergleich hohen Relation von Studierenden 
und Bevölkerungszahl, wie sie in anteilig mehr SPD-dominierten als 
unionsdominierten Ländern besteht, schließen, dass dort ein großes 
Studienplatzangebot eine höhere Priorität genießt als die Finanzierung 
des je einzelnen Studienplatzes. Anders gesagt: Wenn, wie in den uni-
onsdominierten Ländern, das Studienplatzangebot im Verhältnis zur 
Bevölkerungszahl tendenziell geringer ist, dann ist es dort auch leich-
ter, höhere Ausgaben pro Student.in zu realisieren. 
 Es ließe sich aber auch argumentieren, dass ein Großteil der SPD-do-
minierten Länder entweder ökonomisch zu schwach oder aber nicht 



















Die zentrale Eingangsfrage war, ob es relevant für die Hochschulfinan-
zierung ist, wer ein Bundesland regiert. Die Prüfung ergibt: manchmal, 
aber nicht systematisch. Es scheinen also andere Ursachen durchschlags-
kräftiger für die Hochschulfinanzierungen in den Ländern zu sein. Zu drei 
solcher möglichen Ursachen enthält unser Text orientierende Hinweise:  
 Stadtstaaten/Flächenländer: Pro Einwohner wenden von allen 16 
Bundesländern die drei Stadtstaaten (Berlin, Bremen, Hamburg) am 
meisten für ihre Hochschulen auf. 
 Ost-West: Die vier Länder, die im Verhältnis zu ihrem jeweiligen BIP 
überdurchschnittliche Hochschulausgaben aufweisen, sind sämtlich 
ostdeutsche Länder (Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-An-
halt, Thüringen). Zwar heißt das nicht, dass es dort sehr komfortable 
Hochschulfinanzierungen gäbe, aber es heißt, dass dort im Verhältnis 
zur vergleichsweisen wirtschaftlichen Leistungsschwäche Ausgaben-
schwerpunkte im Hochschulbereich gesetzt werden. 
 Ausgangsniveau: Eine Reihe von Ländern hat zwar 2004–2013 keine 
bedeutsame Steigerung (oder aber ein Absinken) der Ausgaben pro 
Student.in realisiert, liegt aber dennoch nach wie vor über dem Län-
derdurchschnitt. Der Grund dafür ist das jeweilige hohe Ausgangsni-
veau bei den Ausgaben pro Student. 
Bei den beiden explizit geprüften Indikatoren „wirtschaftliche Leistungs-
kraft“ und „Landesgröße“ lassen sich hingegen auch unabhängig von der 
politischen Prägung der Landesregierungen keine eindeutigen Zusam-
menhänge zur Hochschulfinanzierung herstellen: 
 Die wirtschaftliche Potenz eines Landes, gemessen am BIP, setzt sich 
nicht unmittelbar in Hochschulfinanzierungsanstrengungen um. Öko-
nomisch eher schwache Länder realisieren fallweise niedrige, mittlere 
und hohe Hochschulausgaben, ebenso wie sich alle drei Fälle auch bei 
wirtschaftlich stärkeren Ländern finden. 
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 Werden die laufenden Grundmittel pro Kopf der Bevölkerung in den 
Blick genommen, so finden sich einige der großen Flächenländer bei 
den ausgabestarken Ländern (Baden-Württemberg, Hessen, NRW); 
Niedersachsen bewegt sich im Durchschnitt, während Bayern unter-
durchschnittlich abschneidet. 
Nimmt man all dies zusammen, wird deutlich: Es ist immer eine Fakto-
renkombination, welche die aktuell gegebene Hochschulfinanzierung be-
stimmt und erklärt. Dabei kann die parteipolitische Färbung einer Lan-
desregierung einer dieser Faktoren sein, aber als Prädiktor für die künfti-
ge Entwicklung der Hochschulfinanzierung lässt sie sich nicht systema-
tisch, sondern allenfalls im Einzelfall nutzen. 
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